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Fakten       und       Argumente 

1 ausende Lkw-, Bus- und Taxi- 
fahrer protestieren vor dem 

Brandenburger Tor gegen stei- 
gende Mineralölpreise und für 
die Aussetzung der Ökosteuer. 

Willkürliche Anpassung der 
Rente endgültig verhindert 

Ob CDU und CSU der 
Rentenreform, wie sie 
Walter Riester jetzt vor- 
gelegt hat, zustimmen - 
»»darüber werden wir erst 
ani Ende der parlamenta- 
rischen Beratungen ent- 
scheiden". 

Parteivorsitzende Angela 
Merkel nach einer Präsidi- 

umssitzung am 25. Septem- 
ber: „Auf Druck von CDU 
und CSU hat sich die Bun- 
desregierung von der will- 
kürlichen Anpassung der 
Rente nach Inflationsaus- 
gleich verabschiedet und 
wird 2001 zur Nettolohnan- 
passung zurückkehren." 

Fortsetzung Seite 3 

RUPRECHT  POLENZ: 

Wir machen weiter Druck, 
bis die rot-grüne 

ÖK.O.-Steuer fällt 
SEITE 4 

MARIA  BöHMER: 

Ein 10-Punkte-Programm 
macht noch keinen 
Internet-Kanzler 
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DOKUMENTATION: 

Weg mit dieser 
ÖK.O.-Steuer. 
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AKTION   „WEG   MIT  DIESER   ÖK.O.-   STEUER" 

GENERALSEKRETäR   RUPRECHT   POLENZ: 

Eichels Kritik entlarvt die „Ökosteuer" 
als rot-grüne Lebenslüge 

Zu den jüngsten Äußerun- 
gen des Bundesfinanzmini- 
sters Eichel, dass ab 2002 
das Aufkommen aus der 
Ökosteuer nicht mehr für 
die Rentenkasse verwendet 
werden müsse, erklärte 
Generalsekretär Ruprecht 
Polenz: 

Kaum sieht sich Finanz- 
minister Eichel öffentlicher 
Kritik ausgesetzt, wirft er die 
Zielrichtung seiner Öko- 
steuer selbst über den Hau- 
fen. Fehlende Koordination 
und Zerstrittenheit prägen 
das Bild der Regierung. Der 
Finanzminister sagt „hüh", 
der Kanzler sagt „hott", und 
Politkommissar Müntefe- 
ring versucht es glatt zu bü- 
geln. Gewohnt sich an PR- 
Richtlinien zu orientieren, 
weiß die Regierung nicht 
mehr, was sie wollen soll. 

Eichels Vorstoß, ab 2002 
die Einnahmen der (Ö)K.O.- 
Steuer nicht mehr zur Sen- 
kung der Rentenbeiträge zu 
nutzen, entlarvt diese Ab- 

gabe als Willkürsteuer. Das 
ist die Kapitulation Eichels 
vorder Realität. Eichels Kri- 
tik entlarvt die „Ökosteuer" 
als Lebenslüge der rot-grü- 
nen Koalition. Es wird Zeit 
sie zu beerdigen. Mit der 
unseligen     (Ö)K.O.-Steuer 

knüpft die Schröder-Regie- 
rung nahtlos an die wirre 
Nachbesserungspolitik des 
vergangenen Jahres an. Vom 
630-Mark-Gesetz über die 
Regelung zur Scheinselbst- 
ständigkeit bis zum geschei- 
terten Staatsbürgerschafts- 
recht: Nur Stückwerk und 
Frickelei. Kaum ein Konzept 
der Schröder-Regierung ist 
zu ende gedacht. Diese nach- 

lässige und unsaubere Regie- 
rungsarbeit führt zu großer 
Verunsicherung der Men- 
schen in unserem Land. 

Vor allem Speditionen, 
Taxiunternehmen und deren 
Angestellte sind die Leidtra- 
genden einer unkoordinier- 

ten und undurchdach- 
ten Politik. Schröder 
und Eichel treiben 
viele Unternehmen in 
den Kampf ums 
nackte Überleben. Sie 
gehen mit den Men- 
schen ignorant und 
hochmütig um,diedie 
Sorge um ihren Ar- 

beitsplatz und um ihre Zu- 
kunft zum Protest treibt. Die- 
ses Verhalten gefährdet den 
sozialen Frieden in unserem 
Land. 

Die CDU Deutschlands 
nimmt sich der Sorgen der 
Menschen an. Wir unterstüt- 
zen die friedlichen Proteste 
der Fernfahrer und Speditio- 
nen. Das Ziel ist klar: Weg 
mit dieser (Ö)K.O.-Steuer. 
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RENTENREFORM ' 

DEMONSTRATION   IN   BERLIN 

Rot-Grün treibt die 
Menschen zum Protest 

EG MIT DIESE 
•STEUER 

Tausende Fern- und Bus- 
fahrer haben am 26. Sept. 
vor dem Brandenburger 
Tor gegen die hohen Ener- 
giepreise demonstriert. 

Hermann Grewer, Präsi- 
dent des Bundesverbandes 
Güterkraftverkehr, Logistik 
und Entsorgung (BGL), 
sPrach sich deshalb für die 
Reduzierung der Mineralöl- 
steuer oder der Kraftfahr- 
zeugsteuer aus. Ohne diese 
Maßnahme drohe der Kon- 
kurs von 10.000 mittelstän- 
dischen Spediteuren mit 
'00.000 Arbeitsplätzen. 

Für den Bundesverband 
Deutscher   Omnibusunter- 

nehmer (BDO) forderte 
Norbert Rohde die vollstän- 
dige Befreiung von der Mi- 
neralölsteuer. Tatkräftig un- 
terstützt wurden die Proteste 
von Generalsekretär Rup- 
recht Polenz, der die so ge- 
nannte OK.O.Steuer erneut 
klar ablehnte. 

Fortsetzung von Seite 1 
„Unerfüllt istallerdings bis 

heute" - so die Parteivorsit- 
zende - „unsere Forderung 
nach Generationengerechtig- 
keit. Im Konzept der Bundes- 
regierung werden die Lasten 
der demografischen Verände- 
rungen nach wie vor einseitig 
den jungen Versicherten auf- 
gebürdet. 

Fest steht auch: Eine be- 
darfsorientierte Grundsiche- 
rung wird es mit der Union 
nicht geben." 

Wichtige Ergebnisse 
abgetrotzt 

• Zeithorizont der Reform 
von 30 Jahren • freiwillige 
und private kapitalgedeckte 
Altersvorsorge mit steuerli- 
cher Förderung • Familien- 
komponente • Gehaltsum- 
wandlung im Rahmen der 
betrieblichen Alterssicherung 
- Angela Merkel: „Damit ha- 
ben CDU und CSU der rot- 
grünen Koalition wichtige Er- 
gebnisse abgetrotzt." 

Der Regierungsentwurf 
zur Rentenreform - das waren 
ständig Nachbesserungen und 
immer neue Vorlagen, die so 
schnell auf den Tisch kamen 
wie sie wieder verschwanden. 
Jetzt ist seine Entwicklung in 
ein Stadium getreten, in dem 
mit der parlamentarischen Be- 
ratung endlich begonnen wer- 
den kann. UÜ 
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'AKTION   „WEG   MIT  DIESER   ÖK.O.-   STEUER" 

GENERALSEKRETäR   RUPRECHT   POLENZ: 

Wir machen weiter Druck, bis die 
rot-grüne ÖK.O.-Steuer fällt 

Die breite Protestwelle ge- 
gen die Ökosteuer hat die 
Regierung unter Druck ge- 
setzt. Der hektische Aktio- 
nismus der Schröder-Re- 
gierung zeigt: Diese Regie- 
rung ist hochgradig nervös 
geworden. Denn Schröder 
und Co. wissen selbst, dass 
sie mit ihrer missratenen 
K.O.-Steuer die Menschen 
zum Protest auf die Strasse 
getrieben haben. 

Die Kampagne der CDU 
„Weg mit dieser Ökosteuer" 
ist sehr gut angelaufen: Al- 
lein 220.000 Aufkleber sind 
bisher verteilt und produziert 
worden. Weitere 270.000 
sind in Produktion. Das sind 
rund eine halbe Million Auf- 
kleber, die in diesen Tagen 
im Umlauf sind. Insgesamt 
50.000 Flugblätter sind her- 
gestellt worden. Wir sind da- 
bei, weitere 100.000 Stück zu 
produzieren. Unsere Kampa- 
gnen-Seite im Internet wurde 
5.000 mal für den Download 
von Flugblatt-Vorlagen und 
Informationsmaterial ge- 
nutzt. Allein in den letzten 
Tagen haben 1.200 Internet- 
Nutzer über die Seiten der 
CDU ihre Beschwerde über 
diese Öko-Steuer an die Bun- 
desregierung        geschickt, 

•**: 

ohne dass für dieses Angebot 
öffentlich geworben wurde. 

Die Reaktionen zeigen: 
Wir sind auf 

dem richtigen Weg 

Wir erhalten in der CDU- 
Bundesgeschäftstelle taglich 
mehrere hundert Anrufe von 
Bürgerinnen und Bürgern, 
die bei der Aktion „Weg mit 
dieser Öko-Steuer" mitma- 
chen wollen. Dieser Start und 
diese Reaktionen von Seiten 
der Bevölkerung und in den 
Medien zeigen, dass wir auf 
dem richtigen Weg sind. Die 
CDU wird weiter Druck ma- 
chen, bis Rot-Grün diese un- 
sinnige Steuer einkassiert. 

Diese Öko-Steuer ist ein 
wirtschafts-, sozial- und um- 
weltpolitischer   Fehlschlag. 

Ihr fehlt jegliche Lenkungs- 
wirkung, sie hat nichts mit 
Klimaschutz und Ökologie 
zu tun: Rot-Grün macht Um- 
weltpolitik zu einem Poli- 
tikfeld, das mit Abkassieren 
gleichgesetzt wird. Die Ver- 
sprechungen auf Aus- 
gleichsmaßnahmen sind 
reine Flickschusterei und 
nicht zu Ende gedacht. Of- 
fensichtlich will Schröder in 
bekannter Manier einzelne 
Gruppen aus der Protestfront 
herauskaufen. Dies schafft 
aber nur neue soziale Schief- 
lagen, da sie Rentner, Ar- 
beitslose und Familien außen 
vor lassen. Es macht auch 
überhaupt keinen Sinn, auf 
komplizierten, behördlichen 
Umwegen einen kleinen Teil 
des Geldes zurückzugeben, 
das zuvor den Bürgern mit 
der K.O.-Steuer aus der Ta- 
sche gezogen wurde. 

Noch spielt Schröder auf 
Zeit und versucht, andere zum 
Buhmann zu machen. Mal 
sind es die Mineralölkon- 
zerne, mal die OPEC oder der 
Protest der Bevölkerung- 
Doch in Wahrheit ist er selbst 
der Buhmann. Er treibt die 
Preise in die Höhe. Jetzt sind 
es schon vierzehn Pfennig pro 
Liter. In drei Monaten steht 
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AKTION   „WEG   MIT   DIESER   ÖK.O.-  STEUER"1 

GEORG   BRUNNHUBER: 

Volle Solidarität mit der Protest-Aktion 
Der stellvertretende ver- 
kehrspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion mahnt die 
Bundesregierung, endlich 
Maßnahmen gegen die 
Existenznöte der Unter- 
nehmen zu ergreifen: 

Mit meinen Kollegen aus 
der Arbeitsgruppe Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion habe ich durch 
nieine Anwesenheit bei der 
heutigen Protest-Aktion des 
Bundesverbandes Güter- 
kraftverkehr, Logistik und 
Entsorgung  (BGL)  meine 

Solidarität mit den Forde- 
rungen der Güterkraftver- 
kehrsunternehmen bekun- 
det. Rund 1.200 Lastwagen 
haben sich an der Aktion auf 
der Straße des 17. Juni in 
Berlin beteiligt. Die Exi- 
stenznot vieler Unternehmer 
entlud sich bei der Kundge- 
bung am Brandenburger Tor 
in Wut und Verzweiflung. 

Mehr als 100.000 Ar- 
beitsplätze sind durch die so- 
genannte „Ökosteuer" und 
die europäischen Wettbe- 
werbsverzerrungen in die- 
sem Gewerbe in Gefahr. In 
anderen Ländern wie Frank- 

reich, den Niederlanden und 
Italien werden die derzeit 
horrenden Spritkosten mit 
staatlichen Unterstützungen 
aufgefangen. Die deutschen 
Unternehmen sind somit auf 
europäischer Ebene nicht 
mehr konkurrenzfähig. 

Die Tatenlosigkeit der 
Regierung gegenüber den 
existentiellen Nöten der Gü- 
terkraftverkehrsunterneh- 
men ist erschreckend. Die 
Bundesregierung ist heute 
mehr denn je aufgefordert, 
endlich Maßnahmen zu er- 
greifen, um die Unterneh- 
men vordem Ruin zu retten. 

die nächste Erhöhung an. Und 
die nächsten Stufen zum 1. Ja- 
nuar 2002 und 1. Januar 2003 
s'nd fest eingeplant: Das sind 
35 Pfennig Schröpfsteuer pro 
Liter Benzin. 

Die Menschen haben 
Schröders ungerechte 

Politik satt 

Gleichzeitig wird in 
Prankreich und Spanien die 
Mineralölsteuer gesenkt, in 
Großbritannien die turnus- 
mäßige Anhebung der Sprit- 
steuer ausgesetzt. Den 60 bis 
70 Milliarden Mark Entla- 

stungen aus der Steuerreform 
stehen in den nächsten drei 
Jahren 103 Milliarden Bela- 
stung durch die Öko-Steuer 
inklusive Mehrwertsteuer 
gegenüber. 

Bisher bleibt Schröder als 
energiepolitischer Geister- 
fahrer in Europa stur. Die 
Menschen im Lande müssen 
darunter leiden, dass Schrö- 
der nicht bereit ist, das rot- 
grüne Prestigeobjekt „Öko- 
Steuer" fallen zu lassen. Er 
schwächt damit die deut- 
schen Unternehmen im inter- 
nationalen Wettbewerb und 
bremst Wachstum und Be- 
schäftigung in Deutschland. 

Ich fordere den Bundes- 
kanzler daher auf: Machen 
Sie Schluss mit diesem Un- 
sinn. Schaffen Sie diese Öko- 
steuer ab. Nehmen Sie die 
nächste Erhöhungsstufe zum 
1. Januar 2001 zurück. So- 
lange werden die Proteste 
weitergehen. Die Menschen 
haben diese ungerechte und 
undurchdachte Politik der 
Bundesregierung satt. 

••HI.HTM 

Ab sofort ist extra für 
Proteste eine Internet- 
Domain freigeschaltet: 

www.wegmitdieser 
oekosteuer.de 
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ÖKOSTEUER 

PETER   PAZIOREK 

„Öko" - die missbrauchte Vorsilbe 
In der Auseinandersetzung 
um die so genannte Öko- 
steuer erklärteder umwelt- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: 

Das Präfix „Öko" ist 
keine Vorsilbe wie jede an- 
dere, mit der man Vorgänge 
zu relativieren pflegt. Bürge- 
rinnen und Bürger der Bun- 
desrepublik Deutschland - 
und nicht nur hier - verbin- 
den mit diesem Kürzel eine 
Vorstellung, eine Lebenshal- 
tung hin bis zur Lebensphilo- 
sophie. 

Für viele Menschen in un- 
serem Land ist der Begriff 
Ökologie zu einem wesentli- 
chen Bestandteil ihres Le- 
bens geworden. 

Dem Ideal des 
Umweltschutzgedankens 

geschadet 

Hier darf die rot-grüne 
Bundesregierung und insbe- 
sondere ihr Umweltminister 
für sich in Anspruch nehmen, 
in ganz erheblichem Maße 
dem Ideal des Umwelt- 
schutzgedankens durch die 
Ökosteuer geschadet zu ha- 
ben. Denn hierbei geht es 
nicht um „Öko". Der Um- 
weltminister  hat  sich  von 

\ 

Herrn Eichel benutzen las- 
sen, um mit diesem Etiket- 
tenschwindel nicht nur die 
Rentenkasse, sondern auch 
den Bundeshaushalt zu fi- 
nanzieren. 

Selten sind Bürgerinnen 
und Bürger so über eine 
Steuer getäuscht worden wie 
bei der so genannten Öko- 
steuer, die durch die Regie- 
rungsmehrheit verabschie- 
det worden ist. 

Die CDU/CSU-Fraktion 
ist nicht prinzipiell gegen 
eine ökologische Steuer, 
aber es kommt auf die sorg- 
fältige Ausgestaltung an. Die 
Ökosteuer muss europäisch 
harmonisiert, sozial verträg- 
lich, flexibel ausgestaltet und 
wettbewerbsneutral sein. 

Wir werden dafür sorgen, 
dass dieses Thema den Bun- 
desumweltminister nicht 
mehr los lassen wird, denn 
diese Steuer ist alles andere 
als eine zielgerichtete ökolo- 
gische    Reformmaßnahme. 

Sie ist eine Diffamierung des 
Umweltgedankens schlecht- 
hin. 

Die aus aktuellem Anlass 
durch die Öffentlichkeit er- 
zwungene Diskussion um 
die sogenannte Ökosteuer 
zeigt deutlich die Notwen- 
digkeit, ohne ideologische 
Scheuklappen über sinnvolle 
ordnungspolitische Instru- 
mente in der Umweltpolitik 
zu diskutieren. 

Von den eigenen 
Prinzipien abgerückt 

Völlig absurd ist jedoch, 
dass Rot-Grün nunmehr von 
ihren eigenen „Prinzipien" 
durch eine unübersehbare 
Vielzahl von Einzelmaßnah- 
men abrückt. 

Die rot-grüne Bundesre- 
gierung ist auf dem verhäng- 
nisvollen Weg, mit Flick- 
schusterei einen ökologi- 
schen Flickenteppich zu 
schaffen. 

AUF 2,4 PROZENT 
ist im September erst- 
mals seit August 1997 
wieder die Teuerungs- 
rate geklettert. Ursache: 
die drastisch gestiege- 
nen Preise für Heizöl 
und Benzin. 
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Ö KO STEUER ' 

DIRK   FISCHER: 

Klimmt lässt das Strassenverkehrs- 
gewerbe bewusst im Regen stehen 

Zu dem Misserfolg des 
Bundesverkehrsministers 
beim Treffen der EU-Ver- 
kehrsminister erklärte der 
verkehrspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Das deutsche Verkehrs- 
gewerbe braucht rasche 
Hilfe. Wir fordern von der 
Bundesregierung, sich so für 
die deutschen Unternehmen 
einzusetzen, wie es für unsere 
europäischen Nachbarn für 
>hr Gewerbe eine Selbstver- 
ständlichkeit ist. Die Bundes- 
regierung muss handeln, be- 
vor es zu spät ist. Deshalb 
weg mit dieser Ökosteuer, die 
!hren Namen zu unrecht trägt. 

Klimmts Ankündigung, 
auf europäischer Ebene für 
eine rasche Harmonisierung 
der Wettbewerbsbedingun- 
gen zu sorgen, hat sich erneut 
a's leere Versprechung ent- 
puppt. Seine europäischen 
Kollegen denken gar nicht 
daran, ihr nationales Ge- 
werbe schlechter zu stellen, 
lrn Gegenteil. Sie haben mit 
'nren jüngsten zusätzlichen 
Entlastungen für ihre Güter- 
verkehrsunternehmen den 
Subventionswettlauf erst 
richtig angeheizt. Wenn der 
deutsche   Verkehrsminister 

bei diesem Sachverhalt kurz- 
fristige Hilfen für das deut- 
sche Gewerbe weiter ab- 
lehnt, führt er damit viele Un- 
ternehmen in das wirtschaft- 
liche Aus. 

Die Verkehrspolitiker der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion haben deshalb in ihrem 
Antrag „Wettbewerbsfähig- 
keit des deutschen Güter- 
kraftverkehrsgewerbes er- 
halten und sichern" die Bun- 
desregierung aufgefordert, in 
folgenden Kernpunkten um- 
gehend zu handeln: 
• Auf eine zügige Harmoni- 
sierung der Wettbewerbsbe- 
dingungen im Bereich des 
europäischen gewerblichen 
Güterkraftverkehrs hinzu- 
wirken. 
• Im Rahmen der EU-Oster- 
weiterung die Interessenlage 
des deutschen Güterkraftver- 
kehrsgewerbes im Auge zu 
behalten und bei der EU dar- 
auf zu drängen, dass in einer 
ersten Phase schon vor dem 
Beitritt zunächst ein Ge- 
meinschaftskontingent ein- 
gerichtet wird, das Fahrten 
zwischen den Beitrittsstaa- 
ten untereinander und zwi- 
schen der EU und den Bei- 
trittsstaaten begrenzt. In der 
zweiten Phase soll den Bei- 

trittsstaaten der Transport 
von einem Mitgliedsland in 
ein anderes gestattet werden 
(große Kabotage); im Ge- 
genzug akzeptieren die Bei- 
trittsländer, dass innerstaatli- 
che Transporte (kleine Kabo- 
tage) erst 3-5 Jahre nach dem 
Beitritt möglich werden. 
• Zügig ein Gesamtkonzept 
zur Bekämpfung der grauen 
und illegalen Kabotage so- 
wie der illegalen Beschäfti- 
gung im EU-Straßengüter- 
verkehr vorzulegen. 
• Die Einführung der strek- 
kenbezogenen nutzungsab- 
hängigen LKW-Gebühr für 
das deutsche Güterkraftver- 
kehrsgewerbe wettbewerbs- 
verträglich zu gestalten und 
hierzu auch die Kompensati- 
onsmöglichkeiten, die bezüg- 
lich der Anwendung der EU- 
Mindeststeuersätze noch of- 
fen sind, zu nutzen. 
• Die mit dem Gesetz vom 
März 1999 eingeführte und 
mit dem Gesetz vom Dezem- 
ber 1999 fortgeführte ökolo- 
gische Steuerreform aufzu- 
heben, da sie ihre ökologi- 
sche Lenkungswirkung ver- 
fehlt und die Wettbewerbs- 
verzerrungen im europäi- 
schen Güterverkehrsmarkt 
zusätzlich verschärft.      UD 
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1 EN ERGIEKOSTEN 

DIE   BUNDES- 
REGIERUNG 

SPRINGT  ZU   KURZ 

Zu Beschlüssen der Bun- 
desregierung zum Aus- 
gleich für die hohen Ener- 
giekosten erklärte der 
stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Klaus 
Lippold: 

Die Maßnahmen sind ein 
Schnellschuss und deutlich 
zu kurzgesprungen. Sie lösen 
das Problem nicht grundsätz- 
lich, sondern klammern 
breite Bevölkerungsschich- 
ten aus, statt ihnen zu hellen. 

Das Transportgewerbe, 
die Landwirte, Gartenbaube- 
triebe und viele andere kleine 
und mittlere Gewerbetrei- 
bende sowie die Rentner ha- 
ben nichts von den angekün- 
digten Schritten. Zudem 
müssen - über die Gewerbe- 
treibenden und die Rentner 
hinaus—bei den Entlastungs- 
maßnahmen zwingend die 
Bevölkerungskreise berück- 
sichtigt werden, die einer Ar- 
beit nachgehen und unter der 
Belastung leiden. Es kann 
nicht angehen, dass durch- 
schnittlich verdienende Lei- 
stungsträger unserer Gesell- 
schaft - z.B. Facharbeiter, 
Familien mit Kindern - völ- 
lig unberücksichtigt bleiben. 

Ich fordere die Bundesre- 
gierung auf, Mut zu einer kla- 

ren Lösung zu zeigen, das 
heißt • die Ökosteuer abzu- 
schaffen • das Energiespa- 
ren im Wohnungsbestand 
breit, insbesondere durch 
steuerliche Maßnahmen zu 
fördern. 

HAUSHALTS- 
POLITISCHE 

FLICKSCHUSTEREI 

Zu den Meldungen über zu- 
sätzliche Mittel für die Deut- 
sche Bahn AG erklärte der 
haushaltspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Dietrich 
Austermann: 

Zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit der rot-grünen 
Politik liegen auch im Ver- 
kehrsbereich Welten. Im Be- 
reich des Verkehrs- und Bau- 
wesens werden die Kürzun- 
gen für die notwendige Infra- 
struktur weiter fortgesetzt. 
Zwar soll die Bahn aus den 
Zinsersparnissen aufgrund 
der von der früheren Bundes- 
regierung geerbten UMTS- 
Lizenz-Versteigerung in den 
kommenden Jahren mehr 
Mittel für Schienenwege er- 
halten, was die CDU/CSU 
schon vor Wochen gefordert 
hat. Aber trotz dieser drin- 
gend notwendigen höheren 
Finanzausstattung werden 
weder bei Schiene, Straße 
noch beim Wohnungsbau die 
Ausgaben von 1998 erreicht. 

mil   -1 
K. Lippold D. Austermann 

Trotz angekündigtem 
„Anti-Stau-Programm" und 
trotz der vorgesehenen Aul- 
stockung der Mittel für die 
Bahn liegen die Ausgaben 
des Verkehrs- und Bauhaus- 
halts im Jahr 2004 mit dann 
etwa 48 Mrd. DM um 6 Mrd. 
DM niedriger als 1998(54,3 
Mrd. DM). Außerdem darf 
nicht vergessen werden, dass 
die Bahn aus der „Öko- 
steuer" mit jährlich 250 Mio 
DM zusätzlich belastet wird. 

Insgesamt bleibt festzu- 
halten, dass die vorgesehene 
Aufstockung der Mittel für 
die Bahn bei weitem nicht 
ausreicht, die Bahn AG zu- 
kunftsfähiger und konkur- 
renzfähiger zur Straße zu ma- 
chen. Mit einer derartigen 
konzeptionslosen Verkehrs- 
politik wird die Börsenfähig- 
keit der Bahn auf die lange 
Bank geschoben. 

BUND   KASSIERT, 
DIE   KOMMUNEN 

ZAHLEN 

Der Bund plant die Ein- 
führung   einer   erhöhten 
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ENERGIEKOSTEN 

-£ Fromme      K.-D. Grill 

Entfernungspauschale an- 
stelle der bisherigen Kilo- 
nieterpauschale als Aus- 
gleich für die erhöhten 
Spritpreise. 

Dies darf nach Auffas- 
sung des Landesvorsitzen- 
den der Kommunalpoliti- 
schen Vereinigung der nie- 
dersächsischen CDU, Jo- 
chen-Konrad Fromme, zu- 
gleich Mitglied im Finan- 
zausschuss des Deutschen 
Bundestages, nicht zu Lasten 
von Landern und Gemeinden 
gehen. Zu berücksichtigen 
'st: Der Bund kassiert die Mi- 
leralölsteuer allein, während 
eine Erhöhung der Kilome- 
terpauschale zu rund 30% 
von den Ländern und zu 25% 
von den Kommunen finan- 
ziert wird. Wenn die Steuer- 
ausfälle für diesen Teil auf 
insgesamt mit 1,8 Mrd. DM 
beziffert werden, dann wür- 
den davon auf Niedersachsen 
180 Mio. DM entfallen, weil 
das Land Niedersachsen er- 
fahrungsgemäß mit 10% bei 
allen Finanztransaktionen 
beteiligt ist. Die niedersäch- 
s'schen Städte und Gemein- 
den kostet dies ca. 45 Mio. 

DM. Das macht für jeden 
Landkreis und jede kreisfreie 
Stadt rund 1 Mio. DM. Es 
kann nicht angehen,dass der 
eine den Gewinn macht und 
der andere zahlen muss. Des- 
halb muss bei einer Neurege- 
lung im Bundesrat ein Aus- 
gleich für Länder und Kom- 
munen gefunden werden. 
Auch dürfen die Ausgleichs- 
maßnahmen im Bereich der 
Heizkosten nicht zu Lasten 
der Kommunen in Form von 
zusätzlichen Sozialhilfeauf- 
wendungen gehen. Auch das 
wäre ein Verschiebebahnhof 
zwischen den staatlichen 
Ebenen, der die Leistungs- 
fähigkeit der Städte, Ge- 
meinden und Landkreise be- 
einträchtigen würde. 

VERFASSUNGS- 
KLAGE   ZURÜCK- 

NEHMEN 

Die SPD-Bundestagsfrak- 
tion hat noch in der letzten 
Legislaturperiode zugun- 
sten des kommunalen Mo- 
nopols eine Verfassungs- 
klage gegen das Energie- 
wirtschaftsgesetz erhoben. 
Dazu erklärte der energie- 
politische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Kurt-Dieter Grill: 

Die SPD hat bis zum heu- 
tigen Tag keine Novelle zum 
Energiewirtschaftsrecht vor- 
gelegt, obwohl sie mit der 

Ablehnen wird das 
Saarland die von der 
Regierung geplante 
Entfernungspauschale - 
ebenso wie Heizkosten- 
zuschüsse. Landes- 
finanzminister Peter 
Jacoby: „Die Ökosteuer 
fließt in die Bundes- 
kasse, die vorgesehenen 
Entlastungen belasten 
Länder und Kommunen, 
das Saarland mit voraus- 
sichtlich 26 Millionen 
Mark im Jahr." 

von ihr erhobenen Verfas- 
sungsklage die Authebung 
des Wettbewerbs im Ener- 
giemarkt zugunsten des kom- 
munalen Monopols forderte. 

Dies zeigt, dass die Bun- 
desregierung keine in sich 
schlüssige Energiepolitik vor- 
weisen kann. Die von der SPD 
geführte Bundesregierung hat 
immer wieder erklärt, sie halte 
an dem von der CDU/CSU 
eingeführten Wettbewerb im 
Energiemarkt fest. In der en- 
ergiepolitischen Debatte die- 
ser Legislaturperiode wurde 
von der SPD-Bundestags- 
fraktion ebenfalls nichts ande- 
res erklärt. 

Die daraus zu ziehende 
Konsequenz ist, dass die 
SPD ihre Verfassungsklage 
zurückzieht und erklärt, dass 
sie das Ziel der Wiederein- 
führung des kommunalen 
Monopols aufgibt. UID 
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'JUGOSLAWIEN 

KARL   LAMERS: 

Ein starkes Votum für 
demokratischen Wandel 

Zu den Wahlen in der Bun- 
desrepublik Jugoslawien 
erklärte der außenpoliti- 
sche Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 

Das Ergebnis der Wahlen 
in Jugoslawien ist ein starkes 
Votum für den demokrati- 
schen Wandel und die Flucht 
aus der Isolation, in die Präsi- 
dent Milosevic das Land ge- 
trieben hat. Es ist ein Erfolg 
für die serbische Opposition, 
die trotz massiver Einschlich- 

CA 

1 
\ 

Ifc 

terungen einen mutigen und 
kreativen Wahlkampf gegen 
das Regime geführt hat. 

Die hohe Wahlbeteili- 
gung zeigt die Entschlossen- 
heit des serbischen Volkes, 
ihr Leben selbst in die Hand 
zu nehmen. Die große Zu- 
stimmung zur demokrati- 
schen Opposition und ihrem 
Kandidaten   Kostunica   ist 

nicht zuletzt ein Verdienst ih- 
rer Einigkeit, die sich in den 
kommenden Wochen be- 
währen muss. 

Die demokratisch 
gesinnte Bevölkerung 

nicht länger in Haft 
nehmen 

Die Ankündigung der 
westlichen Staatengemein- 
schaft, bei einem demokrati- 
schen Wandel die internatio- 
nalen Sanktionen aufzuhe- 
ben, war richtig. Ihr müssen 
nun unmittelbar Taten fol- 
gen. Egal, ob Milosevic bis 
zum nächsten Jahr an der 
Macht bleibt oder nicht, die 
demokratisch gesinnte Be- 
völkerung Jugoslawiens darf 
für ihn und sein Regime nicht 
länger in Haft genommen 
werden. Deshalb muss das 
Ölembargo jetzt unmittelbar 
vor dem Winter aufgehoben 
werden. Die Sanktionen ge- 
gen die Mitglieder des Regi- 
mes, wie die Visaverweige- 
rung und Kontensperrung, 
sollten fortdauern. 

Es scheint, dass Milose- 
vic von dem eindeutigen Vo- 
tum gegen ihn überrascht 
wurde. Welche Konsequen- 

zen er daraus zieht, ist unge- 
wiss. Auseinandersetzungen 
innerhalb des Regimes sind 
nicht ausgeschlossen. Der 
Rücktritt von Ministerpräsi- 
dent Bulatovic kann ein An- 
zeichen dafür sein. Polizei 
und Armee werden von uns 
nachdrücklich aufgefordert, 
die politische Auseinander- 
setzung nicht mit Gewalt zu 
entscheiden zu suchen. 

Die demokratische Ent- 
wicklung in Serbien ist auf 
einem guten Weg. Die serbi- 
sche Opposition fordern wir 
auf, sich durch mögliche 
Rückschläge nicht entmuti- 
gen zu lassen, die Ungewiss- 
heit der kommenden Wo- 
chen mit Beharrlichkeit und 
Gelassenheit gemeinsam zu 
tragen und sich nicht ent- 
zweien zu lassen. 

BISHER  KEINE 
WENDE IN BELGRAD 

Es gibt „Helden des Rück- 
zugs " und Schurken der Be- 
harrung. Slobodan Milose- 
vic gehört zu Letzteren- 
Mac htgier und Herrsc hstu M 
sind die Grundzüge seines 
Lebens. Ihnen wie Milosevics 
Anhängern ist es zu verdan- 
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INITIATIVE 

ken, dass Rumpf-Jugoslawien 
der einzige Staat in Osteuropa 
ist, für den 1989 ein Fremd- 
wort bleibt. Eine Wende hat es 
in Belgrad nie gegeben. Ob sie 
nun nahe ist, lässt sich nicht 
voraussagen - trotz der 
Wahlen, der hohen Wahlbetei- 
ligung und des angeblichen 
Sieges der Opposition. 

Die Welt 

NOCH   IST 
ALLES   OFFEN 

Past 15 Jahre lang hielt 
Slobodan Milosevic Ser- 
bien im Griff und trieb den 
Balkan von Tragödie zu 
Tragödie - doch nun bre- 
chen die letzten Tage des 
Despoten an der Spitze des 
jugoslawischen Staates 
an.Die Bevölkerung hat ihre 
Apathie überwunden und 
den Kandidaten der Opposi- 
!«>n, Vojislav Kostunica, mit 
°ffenbar großer Mehrheit 
Zl*m künftigen Präsidenten 
Jugoslawiens gewählt. Da- 
mit ist der Machtkampf in 
Belgrad aber noch nicht ent- 
schieden - er beginnt erst 
und kann zu blutigen Ver- 
zweiflungstaten des Regimes 
führen. Handelsblatt 

CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTION: 

Extremismus, Gewalt 
und Fremdenfeindlichkeit 
nachhaltig bekämpfen 

Zum Antrag der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
„Nachhaltige Bekämpfung 
von Extremismus, Gewalt 
und Fremdenfeindlich- 
keit" hat der Vorsitzende 
der Fraktion, Friedrich 
Merz, folgendes Schreiben 
an den Vorsitzenden der 
Fraktion der SPD, Peter 
Struck, die Vorsitzenden 
der Fraktion von Bündnis 
90/die Grünen, Kerstin 
Müller und Rezzo Schlau, 
und den Fraktionsvorsit- 
zenden der FDP, Wolfgang 
Gerhardt, gerichtet: 

Die Welle fremdenfeind- 
licher, extremistischer Ge- 
walt, die in den vergangenen 
Wochen unser Land heimge- 
sucht hat, fordert den Deut- 
schen Bundestag. 

Meine Fraktion hat be- 
schlossen, einen Antrag dem 
Deutschen Bundestag zur 
Beschlussfassung vorzule- 
gen, der ein umfassendes 
Maßnahmenpaket zur 

Bekämpfung       extremisti- 
scher Gewalt vorschlägt. 

Wir sind der Auffassung, 
dass der Deutsche Bundestag 
so einvernehmlich wie mög- 
lich Stellung beziehen sollte. 
Wir bitten Sie, dieses 
Bemühen zu unterstützen 
und laden Sie ein, aus unserer 
Initiative eine interfraktio- 
nelle Initiative derjenigen 
Fraktionen zu machen, die 
glaubwürdig für die Vertei- 
digung von Freiheit, Men- 
schenwürde, Menschen- 
rechte und Toleranz stehen 
Über Ihre positive Entschei- 
dung würden sich meine Kol- 
legen und ich freuen. 

•iHI.MM 

Der Text des Antrags 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion ist über 

die Pressestelle erhält- 
lich.Siehe auch: 

www.cducsu. 
bundestag.de 

Volker Rühe: Das Abschneiden der Opposition ist ein deutliches Signal an Milosevic, den 
Weg freizumachen für den Wandel zu demokratischen Strukturen. Dann wird auch Serbien 
seine Chance zur Rückkehr nach Europa erhalten. Aber es wird nicht ausreichen, wenn nur 
das Amt des jugoslawischen Präsidenten und die Macht im jugoslawischen Parlament ab- 
gegeben werden. Dazu müssen auch die serbischen Institutionen bereit sein. 
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'KURZ    &    BÜNDIG 

KEINE DULDUNG 
rechtsradikaler Tenden- 
zen von Mitarbeitern - 
72 Prozent der von Forsa 
befragten deutschen Un- 
ternehmen wollen Wider- 
stand gegen Rechts lei- 
sten: die Betreffenden im 
Fall rechtsradikaler Äuße- 
rungen zur Rede stellen 
und mit arbeitsrechtlichen 
Konsequenzen reagieren. 

AN DER SPITZE der Pa- 
tentanmeldungen stand 
im letzten Jahr mit 13.000 
Patenten Bayern. Die 
Stärke resultiert - so das 
Kölner Institut der deut- 
schen Wirtschaft - aus 
zahlreichen forschungsin- 
tensiven Technologiebe- 
trieben und einem Tech- 
nologie-Transfer-Ver- 
bund-System. Nach Bay- 
ern rangieren Baden- 
Württemberg mit 12.000 
und NRW mit 10.000 Pa- 
tentanmeldungen. 

FÖRDERMITTEL in 
Höhe von 1,1 Milliarden 
Mark hat die Europäische 
Kommission für Sachsens 
ländlichen Raum geneh- 
migt. Umwelt- und Land- 
wirtschaftsminister Flath: 
„Knapp 760 Mio werden 
für Agrarumweltmaßnah- 
men zur Verfügung ge- 
stellt, 92 Mio für die Erst- 
aufforstung landwirt- 
schaftlicher Flächen." 

NACHGELAGERTE     BESTEUERUNG 

Die Steuer für Rentner 
Eine vollständige nachge- 
lagerte Besteuerung be- 
deutet, dass der einzelne 
während seines Erwerbsle- 
bens Beiträge zur gesetzli- 
chen oder privaten Renten- 
versicherung von der 
Steuer absetzten kann. Im 
Gegenzug würde dann im 
Ruhestand auf die Renten 
eine Steuer erhoben. 

Das Bundesfinanzmini- 
sterium hatte ursprünglich 
vorgesehen, die Besteuerung 
schrittweise einzuführen. 
Dabei hätten die Arbeitneh- 
mer immer mehr von ihren 
Beiträgen zur gesetzliche, 
privaten und betrieblichen 
Rentenversicherung von der 
Steuer freistellen können, 
was sich in ihrem Geldbeutel 
positiv bemerkbar gemacht 
hätte. 

Bisher können Vorsorge- 
beiträge nur bis zu einem ge- 
ringen Höchstbetrag als so 
genannte „Sonderausgaben" 
beim Finanzamt geltend ge- 
macht werden. Die nachgela- 
gerte Besteuerung, wie sie 
Bundesfinanzminister Hans 
Eichel in den Referentenent- 
wurf zur Rentenreform hin- 
einschreiben wollte, wäre 
weit darüber hinaus gegan- 
gen. Zunächst hätten ab dem 
Jahr 2003 von allen Aufwen- 
dungen zur Altersvorsorge 

65 Prozent freigestellt wer- 
den sollen. Im Gegenzug 
wäre ein gleich hoher Pro- 
zentanteil von den Renten 
abgezogen worden. 

Bei der gegenwärtigen 
Regel, die jetzt offenbar be- 
stehen bleiben soll, wird den 
Rentnern nur ein so genann- 
ter „Ertragsanteil" von ihrer 
Rente abgezogen. Dieser ist 
unter anderem abhängig vom 

STICHWORT 

Alter des Rentenbeziehers. 
Wer etwa mit 60 Jahren aus 
dem Erwerbsleben austritt, 
muss 32 Prozent seiner Rente 
versteuern, wer im Alter von 
65 Rentner wird, nur noch 27 
Prozent. 

Die vorgesehene schritt- 
weise Regelung hätte bedeu- 
tet, dass erst in 30 Jahren eine 
vollständige nachgelagerte 
Besteuerung erreicht worden 
wäre. Als sicher gilt, dass das 
Bundesverfassungsgericht 
ab dem nächsten Jahr auf je- 
den Fall eine Versteuerung 
der Renten verordnen wird. 
Schon 1982 hat es darauf 
aufmerksam gemacht, das 
eine Ungleichbehandlung 
von Renten und Pensionen in 
dieser Frage nicht hinnehm- 
bar ist. UD 
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DAS   POLITISCHE   BUCH 

Wolfgang Stock: Angela Merkel 
Eine politische 

Biographic 
228 Seiten, gebunden 
mit Schutzumschlag 

Olzog Verlag 
DM 36,00 

Zum Buch: Mit Mut, 
Entschlusskraft und Weit- 
sicht hat Angela Merkel die 
CDU aus ihrer schwersten 
Krise geführt. Im Brenn- 
punkt der Öffentlichkeit hat 
sie die Stellung gehalten. 
Als erste Frau steht sie heute 
an der Spitze einer deut- 
schen Volkspartei. 

Wer ist diese Frau, der 
wie keinem anderen Politi- 
ker Sympathie und Aner- 

kennung von allen Seiten 
zufliegen? Welche Visio- 
nen, welche Ziele, welche 
Werte hat die 46-jährige 
Physikerin für ihre Politik? 
Die Biographie zeichnet ein 
einfühlsames Bild: ihrer Ju- 
gend in der DDR, vom Ein- 
stieg in die Politik zur 
Wende 1989/90 und von ih- 
rer Karriere im wiederverei- 
nigten Deutschland. 

Zum Autor: Wolfgang 
Stock ist seit Jahren journa- 
listischer Beobachter der 
deutschen Politik. Für die 
FAZ berichtete er 1990 als 
Korrespondent aus der 
DDR und später aus Bonn. 
Als Nachrichtenchef hat er 

dazu beigetragen, der „Ber- 
liner Zeitung" ein neues Er- 
scheinungsbild zu geben. 
Heute ist er politischer Kor- 
respondent in der Parla- 
mentsredaktion des Nach- 
richtenmagazins „Focus" in 
Berlin. 

+ + + ALS KULISSEN für extremistische Versammlungen sollen künftig öffentliche Ein- 
richtungen von herausragender nationaler und historischer Bedeutung nicht mehr herhal- 
ten können. Darauf zielen Pläne des Berliner Innensenators Eckart Werthebach zur Ver- 
schärfung des Versammlungsgesetzes. Ein entsprechender Gesetzentwurf liegt fürdie näch- 
ste Innenministerkonferenz vor. + + + SCHADLOS können sich künftig Kapitalanleger bei 
Wirtschaftsprüfern halten. Nach einem Urteil des Bundesgerichtshofs (AZ: X ZR 94/98) 
kann ein Wirtschaftsprüfer schadenersatzpflichtig sein, wenn Anleger ihre Entscheidung 
aufgrund von falschen Testaten von ihm getroffen haben. + + + TASCHENGELD in Höhe 
von 52 Mark können Kinder und Jugendliche in Deutschland pro Monat ausgeben. Hoch- 
rechnungen gehen von einem Gesamtkaufkraftvolumen der Kinder von mehr als 6 Milliar- 
den Mark pro Jahr aus. Sparguthaben, Weihnachts- und Geburtstagsgeld dazu gerechnet, 
ergeben sogar einen Gesamtbetrag von über 19 Milliarden Mark. + + + ESSEN zählt welt- 
weit zu den kinderfreundlichsten Städten. Ausschlaggebend für die Bewertung der Kom- 
munen: die Existenz von Kinderparlamenten, Demokratietagen und Kinderanwälten. + + + 
WENIGER WASSER haben die Deutschen in den vergangenen Jahren verbraucht. Wie das 
Statistische Bundesamt mitteilt, entnimmt jeder Einwohner täglich durchschnittlich 129 Li- 
ter dem öffentlichen Wassemetz, 15 Liter weniger als 1991. + + + 
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1 INTERNET 

MARIA   BöHMER 

Ein 10-Punkte-Programm macht noch 
keinen Internet-Kanzler 

Zur Vorstellung des 10- 
Punkte-Programms zum 
Internet durch Bundes- 
kanzler Schröder erklärte 
die Stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Das Internet wird unsere 
Gesellschaft nachhaltig ver- 
ändern. Diescrkennt auch die 
Bundesregierung zuneh- 
mend. Als IT-Beauftragte 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion stelle ich jedoch fest, 
dass es nicht ausreicht, jedes 
Jahr ein Programm zur Ver- 
besserung der Internetnut- 
zung in Deutschland vorzu- 
stellen. Vielmehr ist darauf 
zu achten, was sich wirklich 
tut. Den Worten müssen Ta- 
ten folgen. Hieran mangelt es 
noch: 

Internet und Schulen 

Der Kanzler gibt sich mit 
einem Internetanschluss pro 
Schule zufrieden. Davon ha- 
ben die Schüler aber wenig. 
Für jede Schule muss viel- 
mehr mindestens ein Inter- 
net-Klassenzimmer her! 
Selbst dies ist zu wenig. In 
den USA werden bald alle 
Schulbänke   vernetzt   sein. 

Daran muss sich die Bundes- 
regierung orientieren. Und 
überhaupt: Was nützt die be- 
ste Hardware in den Schulen, 
wenn die Lehrer links liegen- 
gelassen werden. Mit der 
technischen Ausstattung 
muss die „Brain-Power" von 
Lehrern durch stetige Fort- 
bildung gestärkt werden. 
Qualifizierte Stärkung der 
Internetkompetenz der Kids 
funktioniert nur, wenn die 
Lehrer das Rüstzeug dafür 
erhalten. 

Intemetsteuer am 
Arbeitsplatz 

Es wurde Zeit, dass Bun- 
deskanzler Schröder eines 
seiner Machtwörter gespro- 
chen hat. Zu lange hat er mit 
der Entscheidung gezaudert, 
die angedachte Besteuerung 
der privaten Internetnutzung 

am Arbeitsplatz zu streichen. 
Durch das Zögern ist die 
Wirtschaft verunsichert und 
der Internetstandort ge- 
schwächt worden. Herr 
Schröder hat den von ihm 
selbst so hoch gelobten Bun- 
desfinanzminister eine klare 
Abfuhr erteilt. Auch für Hans 
Eichel gilt: Die Bäume 
wachsen in dieser Bundesrc- 
gierung eben doch nicht in 
den Himmel. 

Kompetenz-Wirrwarr 
in der Bundesregierung 

In der Bundesregierung 
ist der Bereich der Medien- 
und Informationstechnolo- 
gien verteilt auf das Innen-. 
Wirtschafts- und For- 
schungsressort sowie auf das 
Bundeskanzleramt. Das In- 
ternet lässt eine solche Tren- 
nung der Arbeitsbereiche 
aber nicht mehr zu. Her- 
kömmliche Begrifflichkei- 
ten lösen sich vielmehr auf 
und sind neu zusammenzu- 
führen. Das Kompetenz- 
Wirrwarr lähmt die Entwick- 
lung des Internetstandortes 

Deutschland. Wir brauchen 
daher eine Art „Internetmini- 
ster", einen zentralen Koor- 
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ARMUTSBEKÄMP FUNG1 

WELTKINDERTAG 

Rot-grüne Kürzungen bei Entwicklungs- 
zusammenarbeit revidieren 

Zum Weltkindertag am 
20. September erklärten 
der entwicklungspoliti- 
sche Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Klaus-Jürgen 
Hedrich, und der Ob- 
mann der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion im 
Ausschuss für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, Chri- 
stian Ruck: 

Zwischen 1998 und 
2000 hat die rot-grüne Bun- 
desregierung die Finanz- 
mittel fürdie Entwicklungs- 
zusammenarbeit um mehr 
als eine halbe Milliarde 
Mark gekürzt. Hiervon sind 
viele Projekte betroffen, die 

insbesondere im Armuts- 
bekämpfungs-, Gesund- 
heits- und Bildungssektor 
den Kindern in den Ent- 
wicklungsländern zugute 
kamen und ihre elenden Le- 
bensbedingungen etwas 
bessern helfen sollten. 

Gegen eine Haushalts- 
politik zu Lasten der 
Kinder und Armen 

600 Millionen Kinderle- 
ben in Armut, täglich ver- 
hungern 60000 Kinder. 
Von drei Kindern geht nur 
ein Kind zur Schule. Die 
Zahl der Straßenkinder geht 
in die Millionen. 

K.-J. Hedrich      Ch. Ruck 

Der 20. September 2000 
wurde zum Weltkindertag 
bestimmt. Dies sollte die 
Regierung endlich dazu 
aufrütteln, ihre Haushalts- 
politik zu Lasten der Ent- 
wicklungsländer und der 
dort lebenden Annen und 
Kinder zu überdenken und 
ihre massiven Einschnitte in 
die Finanzmittel der deut- 
schen Entwicklungszusam- 
menarbeit zu revidieren. 

dinator und Ansprechpartner 
in der Bundesregierung, der 
füralle Facettendes Internets 
zuständig ist. 

Internet und 
Extremismus 

Der Antrag der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
hon zur nachhaltigen 
Bekämpfung von Extremis- 
mus, Gewalt und Fremden- 

feindlichkeit vom 14. Sep- 
tember hat wohl auch den 
Bundeskanzler bewogen, 
dieses Thema aufzugreifen. 
Doch Herr Schröder greift zu 
kurz. Die vorhandenen recht- 
lichen Möglichkeiten zur 
Verhinderung der Verbrei- 
tung von radikalem Gedan- 
kengut im Internet reichen 
eben nicht aus. Appelle an die 
Wirtschaft sind zwar richtig. 
Aber in erster Linie ist es 
Aufgabe des Staates, geeig- 

nete rechtliche und tatsächli- 
che Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Extremis- 
mus, Gewalt und Fremden- 
feindlichkeit im Internet zu 
ergreifen. Es fragt sich, was 
der Bundeskanzler konkret 
meint, wenn er die Einrich- 
tung einer staatlichen Stelle 
ankündigt, um die „Reakti- 
onsfähigkeit auf Gefährdun- 
gen" zu erhöhen. Ein bis- 
schen konkreter sollte es 
dann doch sein. UD 
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1 BETRIEBSRENTEN   •   EIGENHEIMZULAGENGESETZ   •   WASSERVERSORGUNG 

Rentenreform 
• Wenn das Niveau der ge- 
setzlichen Renten sinkt, dann 
sollten gerade die Betriebs- 
renten einen Beitrag zur 
Schließung der Versorgungs- 
lücke leisten. Gerald Weiß, 
Vorsitzender der Arbeitneh- 
mergruppe der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: „Wirfor- 
dern deshalb die Bundesregie- 
rung auf, in den Entwurf einer 
Rentenreform auch konkrete 
Vorschläge zur Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für 
die betriebliche Altersversor- 
gung aufzunehmen." 

Planungssicherheit 
• Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat eine Geset- 
zesinitiative zur Verlänge- 
rung der zum Jahresende aus- 
laufenden Ökokomponenten 
im Eigenheimzulagengesetz 
eingebracht. Die Zusatzför- 
derung für den Einbau von 
Wärmepumpanlagen, Solar- 
anlagen oder Anlagen zur 
Wärmerückgewinnung - 
über die Eigenheimzulage 
hinaus 500 Mark im Jahr-so- 
wie die Zusatzförderung für 
Niedrigenergiehäuser - zu- 
sätzlich 400 Mark im Jahr 
soll zunächst um ein weiteres 
Jahr verlängert werden. Diet- 
mar Kansy, wohnungsbau- 
politischer Sprecher der 
Fraktion: „Unsere Inititiative 
sollte baldmöglichst in Kraft 
treten und Bauherren Pla- 
nungssicherheit geben." 

Neue Abzockerei 
• Nach den heimlichen 
Steuererhöhungen bei Öl und 
Benzin plant die Bundesre- 
gierung nun auch, bei den 
Wassergebühren die Steuer- 
schraube anzuziehen: durch 
eine Erhöhung der Mehr- 
wertsteuer auf einmalige 
Wasserversorgungsbeiträge 
von 7 auf 15 Prozent. Der 
Neubau eines Hauses oder 
spätere Hauserneuerungs- 
maßnahmen werden dadurch 
schnell einige Tausend Mark 
mehr kosten. Peter Götz, 
kommunalpolitischer Spre- 
cher derr CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: „Ich fordere 
die Bundesregierung auf, die 
Erhöhung umgehend rück- 
gängig zu machen." 

Existenzbedrohung 
• Mangelnde Zahlungswil- 
ligkeit, aber auch -fähigkeit 
bringen zahlreiche Hand- 
werksbetriebe - vor allem im 
Baugewerbe - an den Rand 
des Ruins. Bereits im März 
1999 hat die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion Gesetzent- 
würfe vorgelegt, die Abhilfe 
schaffen sollen, z.B. durch 
die Aufnahme eines Bauver- 
tragsgesetzes in das Bürger- 
liche Gesetzbuch. Keine Re- 
aktion bei Rot-Grün. Mittel- 
ständler der Fraktion, Andrea 
Voßhoff und Hansjürgen 
Doss: „Mit einer Kleinen An- 
frage unternehmen wir jetzt 
einen neuen Versuch." 

Entschieden abgelehnt 
• Was die Bundesjustizmini- 
sterin verschleiern möchte, 
haben die Sachverständigen 
einer Anhörung offen ausge- 
sprochen: Der Koalitionsent- 
wurf zur Gleichstellung 
homosexueller Lebensge- 
meinschaften soll das gesell- 
schaftliche Leitbild der Ehe 
verändern. Einhelliges Ur- 
teil: Zum Wesen der in Arti- 
kel 6 Grundgesetz geschütz- 
ten Ehe gehört die Ge- 
schlechtsverschiedenheit der 
Partner. Wolfgang Bosbach 
und Norbert Geis: „Die 
CDU/CSU- Bundestagsfrak- 
tion lehnt die Koalitionspläne 
nach wie vor entschieden ab." 

Hochschulreform 
• Leistungskriterien nicht 
nur bei der Verteilung der 
Mittel auf die Hochschulen, 
sondern auch bei der Besol- 
dung der Hochschullehrer 
stärker berücksichtigen, ist 
sicher richtig. Das von Bun- 
desbildungsministerin Bul- 
mahn vorgelegte neue Hoch- 
schuldienstrecht lehnt die 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion jedoch aus drei Gründen 
ab. Gerhard Friedrich und 
Thomas Rachel: • „Nied- 
rige Besoldung für den einfa- 
chen Professor/in schreckt 
qualifizierte Bewerber ab. • 
Es fehlt eine gemeinsame 
Besoldungsgruppe für Pro- 
fessoren/innen an Fachschu- 
len und Universitäten, die es 
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HOCHSCHULDIENSTRECHT    •    VERTRIEBENENKULTURARBE I T    •    GESUNDHEIT1 

möglich macht, künftig auch 
an Fachhochschulen Spit- 
zenleute zu berufen. • Die 
Berufung zum Hochschul- 
lehrererfolgt viel zu spät-oft 
erst nach der produktivsten 
Lebensphase." 

Kahlschlag 
• Die Vertriebenen und ihre 
Organisationen aus der För- 
derung der Vertriebenen- 
kulturarbeit hinauszudrän- 
gen, ist offenbar das erklärte 
Ziel des Beauftragten der 
Bundesregierung für die An- 
gelegenheiten der Kultur und 
der Medien, Naumann. Der 
gesetzliche Auftrag des §96 
Bundesvertriebenengesetz, 
»das Kulturgut der Vertrei- 
bungsgebiete im Bewusstsein 
des gesamten deutschen 
Volkes zu erhalten", besteht 
aber fort. Hartmut Koschyk, 
vertriebenenpolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: „Diese Kahl- 
schlagpolitik zeigt, dass der 
Bundeskanzler für sein 
Bemühen um Entkrampfung 
des Verhältnisses zu den Ver- 
riebenen letztlich nur schöne 
Worte übrig hat." 

Längst überfällig 
* Europaweit soll der Be- 
griff des Mangels an einer 
Kaufsache und sollen die Ge- 
vvährleistungsrechte einheit- 
liche geregelt werden. Die 
Richtlinie des Europäischen 
• arlaments  und des  Rates 

HERBERT   HELMRICH: 

Auf gute Zusammenarbeit 
Zu seiner Ernennung 
zum Staatsminister der 
Justiz des Freistaates 
Sachsen hat der Vorsit- 
zende des Bundesarbeits- 
kreises Christlich-Demo- 
kratischer Juristen, Her- 
bert Helmrich, Manfred 
Kolbe gratuliert: 

„Viel Glück und Gottes 
Segen bei der Bewältigung 
dieser schwierigen Auf- 
gabe! Der BACDJ freut 
sich auf das neue Mitglied 
und hofft auf gute Zusam- 
menarbeit." Gleichzeitig 
bedauerte Helmrich den 
Rücktritt von Steffen Heit- 

Mcmfred Kolbe 

mann: „Wir respektieren 
seine persönliche Entschei- 
dung, aber wir verurteilen 
die Angriffe auf das Anse- 
hen seiner Person und sei- 
nes Amts." 

vom 25. Mai 1999 muss des- 
halb durch ein Schuld- 
rechtsmodernisierungsge- 
setz endlich umgesetzt wer- 
den. Norbert Geis, rechtspo- 
litischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: „Wir begrüßen das 
Vorhaben und erwarten 
sachbezogene Beratungen 
im Rechtsausschuss des 
Deutschen Bundestags." 

Neuabgrenzung 
• Für eine stärkere private 
Vorsorge bei der Kranken- 
versicherung hat sich der 
Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion,    Frie- 

drich Merz, ausgespro- 
chen. Merz in der der Leip- 
ziger Volkszeitung: „Bei 
der     Gesundheitspolitik 
stehen wir noch vor größe- 
ren Herausforderungen als 
in der Rentenpolitik." De- 
mografische Entwicklung 
und medizinisch-techni- 
scher Fortschritt machen, 
wie inzwischen auch Bun- 
deskanzler Schröder er- 
kannt habe, ohne es aller- 
dings wirklich ernst zu 
meinen, eine Neuabgren- 
zung zwischen privater 
Vorsorge und kollektiver 
Absicherung dringend 
nötig. UD 
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NACH   DER 
SOMMERPAUSE 

Die Union kommt 
auf die Beine 

Im Sommer konnte sich die 
rot-grüne Bundesregierung in 
einem stabilen politischen 
Hochdruckgebiet gemütlich 
sonnen. Doch plötzlich ist die 
Schönwetterphase zu Ende: 
Die Opposition hat sich in 
dieser Woche im Bundestag 
mit kräftigen Lebenszeichen 
zurückgemeldet. Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder 
und seine Mannschaft spüren 
plötzlich, wie sich, trotz un- 
bestreitbar positiver Wirt- 
schaftsdaten, eine offene 
Flanke in ihrer Politik auftut. 
Die rot-grüne Koalition rea- 
giert verstört. Es wirkt hilf- 
los, wenn Schröder die Union 
auffördert, sie solle aus ge- 
samtstaatlicher Verantwor- 
tung darauf verzichten, mit 
kurzatmigen Aktionen den 
Druck der Straße zu erhöhen. 
CDU-Chefin Angela Merkel 
und der Unions-Fraktions- 
vorsitzende im Bundestag, 
Friedrich Merz, zündeln kei- 
neswegs am inneren Frieden 
in der Gesellschaft, wie Schrö- 
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der unterstellt. Schließlich 
hatten sogar SPD und Grüne 
schon im Koalitionsvertrag 
die Anhebung der Ökosteuer 
unter den Vorbehalt gestellt, 
dass sie mit Bin -k auf die Preis- 
entwicklung in die allgemeine 
Landschaft passt. 

Hannoversche Allgemeine 

Aufgeschreckte 
rot-grüne Hühner 

Rot-Grün verhält sich wie 
ein aufgeschreckter Hühner- 
haufen. Aus Angst, die De- 
batte um höhere Benzin- 
preise könnte die Volksseele 
vollends zum Kochen brin- 
gen,flüchtet sich die Bundes- 
regierung in blinden Aktio- 
nismus. Die Ökosteuer ab- 
schaffen will Kanzler Schrö- 
der nicht, um der Union kei- 
nen Erfolg zu gönnen und den 
grünen Koalitionspartner 
nicht zu verprellen. Stattdes- 
sen verteilt er Beruhi- 
gungspillen an die Autofah- 
rer. Es ist schon absurd: Auf 
der einen Seite ist die Öko- 
steuer dazu gedacht, um die 
Verschwendung von Energie 
zubestrafen. Auf der anderen 
Seite sollen jetzt Vielfahrer 
mit einer höheren Kilometer- 

pauschale belohnt werden. 
Kein Wunder, dass fast kei- 
ner mehr begreift, was die 
Ökosteuer überhaupt noch 
soll.       Sächsische Zeitung 

SCHRODER 

Kalter Wind bläst ihm 
ins Gesicht 

„Der Wähler ist ein 
scheues Reh," hat eine be- 
kannte deutsche Meinungs- 
forscherin jüngst festgestellt- 
Sie sagte das mit Blick auf 
eine Stimmungs-Demokra- 
tie, in demur wenig noch be- 
rechenbar erscheint, in der 
den Politikern die Verläss- 
lichkeit der Bürger abhan- 
den gekommen ist. Die 
Wähler wechseln ihre Bin- 
dungen, ihre Zuneigung mit 
Internet-Geschwindigkeit. 
Diese Erfahrung macht Bun- 
deskanzler Gerhard Schrö- 
der in diesen Tagen. Strah- 
lend kam er zurück aus sei- 
nem Mallorca-Sommerur- 
laub, unanfechtbar offenbar 
in der Gunst seiner Lands- 
leute. Und heute? Seit er sich 
in der Öko-Falle der steigen- 
den   Benzin-   und   Heizöl- 
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preise verfangen hat, sinkt 
die Zustimmung für den Bun- 
deskanzlerrapide. Ein kalter 
Wind bläst Gerhard Schrö- 
der in Gesicht, mitten im 
frühen Herbst. 

Welt am Sonntag 

FAHRTKOSTEN 

Lenkungspauschale 

Die so stark gestiegenen 
Treibstoffpreise haben eine 
Frage neu belebt: Kilometer- 
pauschalen oder Entfer- 
nungspauschale ? Logisc h 
gibt es zwischen beiden kei- 
nen Unterschied; entfer- 
nungsbezogen sind sie beide. 
Aber die Kilometerpauscha- 
len berücksichtigen, ob man 
niit Fahrrad, Moped oder 
Auto zur Arbeit fährt, also 
unterschiedlich teuer. Die 
Fiufernungspausc hale da- 
gegen gibt es unabhängig 
davon, wie man zur Arbeit 
kommt, und macht zwischen 
den verschieden hohen Fahrt- 
kosten keinerlei Unter- 
schied. Derzeit gel ten für Be- 
''ufspendler Kilometerpau- 
schalen. Statt sie endlich zu 
ei'h(")lien, wie von den Pend- 

lern wegen der so stark er- 
höhten Treibstoffpreise ge- 
fordert, wollen die Grünen 
für alle Pendler eine einzige 
Entfernungspauschale ein- 
führen. Doch gerät dabei aus 
dem Blick, dass es kein staat- 
licher Gnadenakt ist, wenn 
der Berufspendler von seinen 
Einkünften steuerlich abset- 
zen kann, was ihn das 
zwangsläufige Pendeln ko- 
stet. Diese Kosten sind not- 
wendig, um die Einkünfte 
überhaupt zu erzielen. In Un- 
ternehmen heißen sie Be- 
triebsausgaben und sind von 
den Einkünften selbstver- 
ständlich voll absetzbar. 

Frankfurter Allgemeine 

FDP 

Aufmerksamkeit ist 
ihr sicher 

Die FDP trachtet, mit 
dem Thema Wehrpflicht ein 
politisches Territorium zu 
besetzen, das ihr Aufmerk- 
samkeit und Zustimmung bei 
den Jungwählern verschaf- 
fen soll. Offene Ohren wird 
sie dort gewiss finden. Denn 
die im Kern historischen und 

zu einem Teil nach wie vor 
volkspädagogischen Be- 
gründungen der Dienst- 
pflicht verfangen angesichts 
der Realität kaum mehr. Das 
zeigt deutlich das auf dem 
Kopf stehende Argument, 
das mit dem Bedarf an Zivil- 
dienstleistenden die Wehr- 
pflicht praktisch begründen 
will. So gesehen ist der FDP 
Aufmerksamkeit beim Ziel- 
publikum sicher. 

Frankfurter Allgemeine 

Neue Positionen für 
kommende Wahlkämpfe 

Die FDP ist damit die er- 
ste bürgerliche Partei, die 
für die Abschaffung der 
Wehrpflicht plädiert. Sie 
wird die Union und die Sozi- 
aldemokraten nun unter 
Zugzwang setzen. Zum an- 
deren könnte der FDP ihre 
neue Position in den kom- 
menden Wahl kämpfen zu- 
gute kommen und ihr neue 
Wähler zuführen. FDP- 
Chef Wolfgang Gerhardt 
kann zufrieden sein. Er hat 
seine Partei vor einer pein- 
lichen Niederlage in einer 
zentralen Sachfrage be- 
wahrt. Die Welt 
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1 C D U   BADEN-WüRTTEMBERG 

41.    LAN D ES PARTEITAG    IN    V I L L I N G E N - S C H W E N N I N G E N 

Erwin Teufel Spitzenkandidat 
Mit 94 Prozent der Stim- 
men wurde Erwin Teufel 
zum Spitzenkandidaten 
der CDU für die kom- 
mende Landtagswahl im 
Frühjahr 2001 gewählt. 
Für den Landesvorsitzen- 
den stimmten 331 Dele- 
gierte, 22 votierten gegen 
ihn, und drei enthielten 
sich. „Das ist ein wirklich 
sehr gutes Ergebnis" kom- 
mentierte Generalsekretär 
Volker Kauder die Wahl. 

Die Landes-CDU war 
am 23. September zu ihrem 
41. Landesparteitag in 
Villingen-Schwenningen 
zusammengekommen. Im 
Mittelpunkt stand dabei eine 
achtzig-minütige Rede des 
Landesvorsitzenden, die ab 
sofort im Internet 

LUTH/A 

www.cdu.org 

heruntergeladen werden 
kann. Darin hat Erwin Teu- 
fel massiv die Steuer- und 
Finanzpolitik der Bundesre- 
gierung angegriffen und 
eine offensichtliche Be- 
nachteiligung der süddeut- 
schen Bundesländer kriti- 
siert. Er präsentierte sich den 
Delegierten als angriffslli- 
stig und politisch „hungrig", 
wie am  Rande die Junge 

Union-Landesvorsitzende 
Edith Grupp bemerkte. Teu- 
fel umriß die enormen Zu- 
kunftschancen des Landes 
und warb für ein modernes 
und menschliches Baden- 
Württemberg. 

Das Land sei Bildungs- 
land Nummer eins. Teufel 
sagte, wo Baden-Württem- 
berg im Jahr 2010 stehen 
soll: in allen Schlüsseltech- 
nologien „an der Spitze des 
Fortschritts", denn „Baden- 
Württemberg ist die Zu- 
kunftswerkstatt. Hier wird 
Zukunft produziert!" Gott- 
lieb Daimler und Bill Gates 
hätten als Garagenunterneh- 
mer angefangen. „Unsere 
Unternehmer sollten die 
gleichen Chancen haben". 
Doch bei allem Fortschritt 
dürfe man, so Teufel, nie- 
manden in der Gesellschaft 
vergessen oder aufgeben. 
„Wir nehmen alle mit. Wir 
sind ein Land, in dem auch 
die Leistungsschwächeren 
Lebenschancen haben; in 
dem die älteren Menschen 
nicht an den Rand gescho- 
ben werden, sondern mitten 
in der Gesellschaft stehen 
und noch viele nützliche 
Dingen tun." 

Der Parteitag dankte ihm 
die kämpferische und vi- 
sionäre Rede mit stehenden 

Ovationen und minutenlan- 
gen „Erwin, Erwin!"-Rufen. 
Der Start in den Wahlkampf 
ist Erwin Teufel bravourös 
geglückt. 

Neben der Spitzenkandi- 
datur wurden auch Anträge 
beschlossen, nach denen un- 
ter anderem die Bundesre- 
gierung sich beim öster- 
reichischen Volk offiziell 
für die widerrechtlichen 
Sanktionen gegen die Wie- 
ner Regierung entschuldi- 
gen soll. 

5? 
„Früher haben die 
Grünen die Kröten 

geschützt, heute 
schlucken sie 
jede Kröte!" 

Erwin Teufel 

Einhellig wandte sich der 
Parteitag gegen die jüngsten 
Pläne der Deutschen Bahn, 
nach denen zentral bedeut- 
same Interregio-Strecken in 
Baden-Württemberg still- 
gelegt werden sollen. Die 
CDU setzt sich nachdrücklich 
für den Erhalt der Strecken 
Karlsruhe-Villingen-Kon- 
stanz sowie Stuttgart-Ulm- 
Lindau ein. W 
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CDU   SAAR 

51.     LANDES PARTEITAG     IN     ÜBERTAL 

Klares Ja zu kürzerer Gymnasialzeit 
Ein klares Bekenntnis zum 
achtjährigen Gymnasium 
hat die CDU Saar auf 
ihrem 51. Landesparteitag 
am 23. September in Ober- 
thal abgelegt. Zugleich be- 
tonte sie ihre Verantwor- 
tung für die beruflichen 
Schulen und Hochschulen 
im Saarland. 

Auf eine Qualitätsver- 
besserung der Bildungs- 
struktur in allgemeinbilden- 
den Schulen und die Stär- 
kung der Mehrsprachigkeit 
der Schüler wurde dabei be- 
sonderer Wert gelegt. Auch 
müsse die zunehmende Ein- 
bindung neuer Medien in die 
Schulen schnell vorange- 
trieben werden. 

Peter Müller: Wir 
haben unsere Haus- 

aufgaben gemacht und 
die Wahlversprechen 

eingelöst 

Im Rahmen einer ersten 
Bilanz seiner Regierung im 
Saarland stellte Peter Müller 
fest, dass das Saarland auf 
dem richtigen Weg in die 
Zukunft ist. „Wir haben 
^ort gehalten," rief Müller 
den Delegierten zu. Die 
*~DU Saar habe ihre landes- 
Politischen    Hausaufgaben 

gemacht und ihre Wahlver- 
sprechen eingelöst. Man 
habe hart gearbeitet, bleibe 
dabei glaubwürdig und sei 
nah an den Menschen und 
ihren Sorgen. Er ermahnte 
aber gleichzeitig dazu, wei- 
terhin mit Besonnenheit Po- 
litik zu machen: „Wir haben 
keinen Grund, selbstzufrie- 
den zu sein - aber wir haben 
allen Grund, selbstbewusst 
zu sein." 

Der saarländischen SPD 
warf Müller intellektuelle 
Schizophrenie vor. Die 
CDU-Landesregierung habe 
eine bessere Opposition ver- 
dient. 

Bundespolitisch ging Pe- 
ter Müller auch hart mit der 
rot-grünen Bundesregie- 
rung ins Gericht: Weg mit 
der Ökosteuer, die nicht auf 
ökologische Lenkungsef- 
fekte angelegt ist, Nachbes- 
serungen bei der Sicherung 
des Rentensystems, mehr 
Generationengerechtigkeit, 
ein die Zuwanderung unter 
Einbeziehung der Asylbe- 
werber regelndes Einwan- 
derungsgesetz und eine stär- 
kere Beteiligung der Bevöl- 
kerung an politischen Be- 
schlüssen waren nur einige 
der Positionen, die Müller 
vor der vollbesetzten Halle 
ansprach. 

Auch CDU-Fraktions- 
chef Peter Hans legte die 
Schwächen der SPD-Oppo- 
sition offen und schilderte 
die bisherigen Erfolge der 
Landtagsfraktion. 

Am Nachmittag wurde 
nach den Wahlen der Dele- 
gierten für Bundesparteitag 
und Bundesausschuss der 
Leitantrag „Aufsteigerland 
Saarland - Vorrang für Bil- 
dung" diskutiert. 

Das Mega-Thema 
Bildung wird auch in 
den nächsten Jahren 

wichtiger Schwerpunkt 

Der Vorsitzende des 
Landesfachausschusses Bil- 
dung, Stephan Toscani, 
MdL, stellte den Delegier- 
ten den Leitantrag vor. Bil- 
dung sei für die CDU Saar 
das Mega-Thema, und man 
werde auch in den kommen- 
den Jahren hier einen wich- 
tigen Schwerpunkt setzen. 

Während im ersten Re- 
gierungsjahr die Qualitäts- 
offensive an den allgemein- 
bildenden Schulen im Mit- 
telpunkt gestanden habe, 
werde man sich jetzt der 
Verbesserung der Qualität 
der beruflichen Bildung 
widmen. UD 
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1 IDEEN BöRSE 

BUNDESWEIT   EINMALIGES   KONZEPT 

Hamburger CDU qualifiziert 
politischen Nachwuchs 

In Kürze soll in der Hanse- 
stadt ein bundesweit einma- 
liges Qualifizierungskon- 
zept für den politischen 
Nachwuchs beginnen. Ein- 
zelheiten des bereits vor ei- 
nigen Jahren entworfenen 
Programms will der CDU- 
Landesvorstand dem- 
nächst beschließen. 

Ermöglicht wird die Ver- 
wirklichung dieses „Trainee- 
Programms" durch eine 
Spende des früheren Landes- 
vorsitzenden und Parlamen- 
tarischen Staatssekretärs Jür- 

TIPP   FÜR   DIE 
PARTEIARBEIT 

gen Echternach. Dieser hatte 
in einem Brief an den Lan- 
desvorstand das Angebot ge- 
macht, einen Betrag von 
500.000 DM fürdie politische 
Aus- und Fortbildung junger 
Menschen zur Verfügung zu 
stellen. Aus den Erträgen die- 
ses Kapitals sollen die jährli- 
chen Kosten für die Qualifi- 
zierung finanziert werden. 

Wie er in seinem Brief 
schreibt, sei er besorgt, dass es 
immer schwerer werde, qua- 
lifizierten Nachwuchs für die 
politische Arbeit zu gewin- 

nen. Er möchte deshalb einen 
Beitrag dafür leisten, qualifi- 
zierte und charakterlich ge- 
eignete junge Menschen zur 
Mitarbeit zu bewegen und ih- 
nen den Weg in die politische 
Verantwortung zu ebnen. 

Das Projekt umgehend 
in Angriff nehmen 

Der Landesvorstand hat 
dieses Angebot mit großer 
Freude angenommen und 
will umgehend die Realisie- 
rung des Projektes in Angriff 
nehmen. Der Landesge- 
schäftsführer ist beauftragt 
worden, zur nächsten S itzung 
des Landesvorstandes ein de- 

Beschleunigung 
• Das vom hessischen Ju- 
stizminister zu Beginn sei- 
ner Amtszeit gestartete 
Konzept, die sogenannten 
„beschleunigten Verfahren" 
deutlich auszubauen, greift. 
Christean Wagner: „Ich 
freue mich, dass wir 1999 
mit einem Anteil von knapp 
7 Prozent dieser Verfahren 
an allen amtsgerichtlichen 
Verfahren einen großen 
Schritt nach vorne machen 
konnten." 

tailliertes Konzept für das er- 
ste Programmjahr 2001 vor- 
zulegen. An der Auswahl der 
Kandidaten und an der Um- 
setzung des Programms wird 
die Junge Union Hamburg be- 
teiligt, die das Vorhaben un- 
terstützt. 

Das Projekt, das in seinen 
Grundzügen unter Mitwir- 
kung eines für die Wirtschaft 
tätigen Personalberaters erar- 
beitet worden ist, dürfte für 
die politischen Parteien in 
Deutschland innovativen 
Charakter haben. Es soll so- 
wohl Seminare als auch Prak- 
tika enthalten, u.a. in den Be- 
reichen Zeitgeschichte, poli- 
tische Ideenlehre und mo- 
derne Kommunikation. 

Nur sechs Neulinge 
• Zur Landtagswahl 2001 
wird die rheinland-pfälzi- 
sche CDU überwiegend mit 
bereits dem Landtag an- 
gehörenden Kandidaten an- 
treten. Nach Aufstellung der 
letzten Bezirksliste in Trier 
gibt es auf den 42 Bewerber- 
plätzen nur 6 Neulinge. Be- 
zirksspitzenkandidat wurde 
der CDU-Landesvorsit- 
zende und Vorsitzende der 
Landtagsfraktion, Chri- 
stoph Bohr. 
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Ö FFENTLICHKEITSARBEIT ' 

SeetouwHftMcfcfflcfc 
Ob gelb oder blau - der Rucksack ist 
für jede Gelegenheit ein praktischer 
Begleiter. • Für Strand, Sport, Sauna 
oder auf Reisen macht er sich einfach 
unentbehrlich. • Der Seemannsruck- 
sack ist so geräumig, dass bequem Sport- 
schuhe, Tennisschläger und Sportbeklei- 
dung in ihm Platz finden. • Der Ruck- 
sack ist aus strapazierfähigem, robu- 
stem und wasserabweisendem 
Nylonstoff genäht. • Der rückwärtige 
Gurt ist gepolstert, eine Innentasche mit 
Handyfach sorgt für ein schnelles Wie- 
derfinden der Kleinutensilien. • Die 
Ton-in-Ton-Stickerei unseres „CDU"- 
Logos verleiht diesen farbenschönen 
Rucksäcken eine elegante Note. 

Seemannsrucksack „gelb' 
Bestell-Nr.: 9662 
Preis je Exemplar: 
34.00 DM 

Seemannsrucksack „blau" 
Besteil-Nr.: 9661 
Preis je Exemplar: 
34,00 DM 

tilv\ \ilv\ MW 

f IN/ OXMfyfa 
Als neues Kleinwerbemittel wird der neue Ansteckpin 

-  ^!    | unser Gesamtangebot ergänzen. 

B • Der Pin „CDU-Digits" bringt unser aktuelles Logo in 

1H             P den Vordergrund. • Er ist nur 25 mm groß und lässt 
sich leicht an jede Kleidung stecken. 

Bestell-Nr.: 9440 
Preis je 100 Stück: 35,00 DM 
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union Betriebs, ^c|   Adenauer   Stiftung   e.V. 
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M 
WEG MIT DIESER 
K.O.STEUER 

V.I.S.D.P.: CDU BUNDESGESCHÄFISSIELIE, HA OFFENIIICHKEIISARBEII, KLINGEIHÖFERSTRASSE 8. 10785 BERLIN • 25/0900 • Bestell-Nr. 9684 

Der neue Aufkleber zur Ökosteuer 
jetzt auch in Größe XXL 
im Format 42 cm x 12 cm. 

• Eignet sich besonders gut für den Einsatz an Lkws, Bussen etc. 

Autkleber „Weg mit der OK.O.-Steuer" XXL 
Bestell-Nr.: 9865 

BESTELL- 
ANSCHRIFT 

Preis je 100 Expl.: 45,00 DM IS-Versandzentrum 
Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Telefax 025241911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


